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Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Rhede, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben
sind, werden im „Amtsblatt der Stadt Rhede“ vollzogen. Das Amtsblatt erscheint bei Bedarf. Auf
sein Erscheinen soll jeweils in der Tageszeitung Bocholter-Borkener Volksblatt hingewiesen
werden. (§ 16 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Rhede)
� Das Amtsblatt liegt im Rathaus (u.a. im Bürgerbüro) sowie in allen Geschäftsstellen der örtli-

chen Banken und Sparkassen zur kostenlosen Mitnahme aus.
� Einzellieferung oder Dauerbezug erfolgen kostenlos durch die Stadtverwaltung Rhede

- Ratsbüro -, Rathausplatz 9, 46414 Rhede, Tel. 02872/930-0, E-Mail: info@rhede.de
� Im Internet steht das Amtsblatt unter www.rhede.de zur Verfügung. Dort besteht auch die

Möglichkeit, den kostenlosen E-Mail-Newsletter zu bestellen, mit dem die Abonnentin/der
Abonnent auf neu erschienene Amtsblätter automatisch hingewiesen wird.
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Bekanntmachung
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis

und die Erteilung von Wahlscheinen
für die Landtagswahl am 22. Mai 2005

I. Die Wählerverzeichnisse zur Landtagswahl für die Stimmbezirke der
Stadt Rhede werden in der Zeit vom 02. bis 06. Mai 2005 während
der Dienststunden am Montag und Freitag von 8.00 bis 17.00 Uhr,
am Dienstag von 8.00 bis 18.00 Uhr und am Mittwoch von 8.00 Uhr
bis 12.30 Uhr, im Rathaus, Bürgerbüro, Rathausplatz 9, 46414 Rhe-
de, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder
Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu sei-
ner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen.
Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der
Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen
sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsicht-
lich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW eingetra-
gen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt.
Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder
einen Wahlschein hat.

II. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann
innerhalb der Einsichtsfrist, spätestens am 06. Mai 2005 bis 17.00
Uhr, beim Bürgermeister der Stadt Rhede, Rathaus, Bürgerbüro,
Rathausplatz 9, 46414 Rhede, Einspruch einlegen. Der Einspruch
kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt wer-
den.

III. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, er-
halten bis spätestens zum 01. Mai 2005 eine Wahlbenachrichtigung.

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlbe-
rechtigt zu sein, muss Einspruch einlegen, wenn er nicht Gefahr lau-
fen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann.

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis einge-
tragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunter-
lagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.
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IV. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 77 - Bor-
ken I (Städte Isselburg, Bocholt, Rhede und Borken) durch Stimm-
abgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder
durch Briefwahl teilnehmen.

V. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
1. jeder in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter

a) wenn er nachweist, dass er ohne Verschulden die Einspruchs-
frist versäumt hat,

b) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl sich erst
nach Ablauf der Einspruchsfrist herausstellt.

VI. Wahlscheine können von eingetragenen Wahlberechtigten bis
zum zweiten Tage vor der Wahl, 20. Mai 2005, 18.00 Uhr, beim Bür-
germeister der Stadt Rhede, Rathaus, Bürgerbüro, Rathausplatz 9,
46414 Rhede, mündlich oder schriftlich beantragt werden. Die
Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-
Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektroni-
scher Form als gewahrt. Fernmündliche Anträge sind unzulässig und
können deshalb nicht entgegengenommen werden. Ein behinderter
Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer an-
deren Person bedienen.

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des
Wahlraums nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten
möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr,
gestellt werden.

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte
Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der
Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.

Nicht eingetragene Wahlberechtigte können unter den in Ziffer V.
2. a) und b) angegebenen Voraussetzungen den Antrag noch am
Wahltage bis 15.00 Uhr stellen.

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist.

VII. Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht, dass der Wahlberech-
tigte vor einem Wahlvorstand wählen will, so erhält er mit dem Wahl-
schein zugleich
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- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
- einen amtlichen blauen Wahlumschlag,
- einen amtlichen, mit der Anschrift des Bürgermeisters versehenen

hellroten Wahlbriefumschlag und
- ein Merkblatt für die Briefwahl.

Diese Wahlunterlagen werden ihm von dem Bürgermeister der Stadt
Rhede auf Anforderung auch noch nachträglich bis zum Wahltag,
15.00 Uhr, ausgehändigt. Wahlschein und Briefwahlunterlagen wer-
den dem Wahlberechtigten nur persönlich ausgehändigt oder zuge-
sandt. An einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich dürfen
Wahlschein und Briefwahlunterlagen nur im Falle einer plötzlichen
Erkrankung ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Emp-
fangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachge-
wiesen wird und die Unterlagen dem Wahlberechtigten nicht mehr
rechtzeitig durch die Post übersandt oder amtlich überbracht werden
können.

Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel,
legt ihn in den besonderen amtlichen Wahlumschlag, der zu ver-
schließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte
Versicherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen Wahlschein
und den Wahlumschlag in den besonderen Wahlbriefumschlag und
verschließt den Wahlbriefumschlag.

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimm-
zettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die auf dem Wahlbrief
angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am
Wahltage bis 18 Uhr eingeht.

Der Wahlbrief braucht bei Absendung innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland nicht frei gemacht zu werden. Die Wahlbriefe werden im
Bereich der Deutschen Post AG als Standardbrief ohne besondere
Versendungsform entgeltfrei befördert. Der Wahlbrief kann auch in
der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.

Nähere Hinweise darüber, wie der Wähler die Briefwahl auszuüben
hat, sind dem Merkblatt für die Briefwahl, das mit den Briefwahlun-
terlagen übersandt wird, zu entnehmen.

Rhede, den 19.04.2005 Lothar Mittag
Bürgermeister
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Bekanntmachung

Erneute öffentliche Auslegung des Entwurfes des
Bebauungsplanes „Rhede B 1, 6. Änderung - derbach“

(Bereich zwischen Hohe Straße, Markt, Rheder Bach und
Bahnhofstraße in Rhede)

Der Rat der Stadt Rhede hat in seiner Sitzung am 20.04.2005 die erneute
öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes „Rhede B 1, 6. Ände-
rung - derbach“ (Bereich zwischen Hohe Straße, Markt, Rheder Bach
und Bahnhofstraße in Rhede), bestehend aus der Planzeichnung, den
textlichen Festsetzungen und der Begründung gemäß § 3 Absatz 3 Bauge-
setzbuch (a.F.) beschlossen:

Abgrenzung des Plangebietes

Die erneute öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes
„Rhede B 1, 6. Änderung - derbach“ mit der Begründung erfolgt in der Zeit
vom

28. April 2005 bis einschließlich 13. Mai 2005
während der Dienststunden im Rathaus der Stadt Rhede,

Rathausplatz 9, 46414 Rhede, II. Obergeschoss, Zimmer 328.
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Während dieser Auslegungsfrist können Anregungen nur zu den geänder-
ten oder ergänzten Teilen vorgebracht werden.

Auslegungszeiten:
vormittags: montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr;
nachmittags: montags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr,

freitags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Rhede, den 20. April 2005 Lothar Mittag
Bürgermeister

Planfeststellungsbeschluss
für den Neubau der B 67n zwischen Rhede und Borken

Bekanntmachung
d. Ministeriums für Verkehr, Energie und Landesplanung

v. 17. März 2005 – III B 4–32–03/677

Mit Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums für Verkehr, Energie und
Landesplanung NRW vom 17. März 2005 - III B 4–32–03/677 - ist der Plan
für den Neubau der Bundesstraße 67n zwischen Rhede und Borken
von Bau-km 14,904 bis Bau-km 24,395 einschließlich der notwendigen
Folgemaßnahmen an Verkehrswegen und Anlagen Dritter auf dem Gebiet
der Städte Rhede, Borken und Gescher im Kreis Borken -Regierungsbezirk
Münster- gemäß § 17 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und § 74
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(VwVfG.NRW.) festgestellt worden.

Dem Träger der Straßenbaulast wurden Auflagen erteilt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen
Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
1
Gegen die vorstehende Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung, die durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 74 Abs. 5
VwVfG.NRW. ersetzt wird, Klage beim

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster

erhoben werden.
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Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt
nicht für die Beteiligten, denen der Planfeststellungsbeschluss mittels
Postzustellungsurkunde zugestellt wurde.
Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben.
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Ministerium für Verkehr, Ener-
gie und Landesplanung) und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung
dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von
sechs Wochen nach Klageerhebung anzugeben.
Erklärungen und Beweismittel, die nach Ablauf der vorgenannten Frist vor-
gebracht werden, kann das Gericht zurückweisen und ohne weitere Er-
mittlungen entscheiden, wenn ihre Zulassung die Erledigung des Rechts-
streits verzögern würde und der Kläger die Verspätung nicht genügend
entschuldigt.

2
Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss
für diese Bundesfernstraße, für die nach dem Fernstraßenausbaugesetz
vordringlicher Bedarf festgestellt ist, hat keine aufschiebende Wirkung.
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs-
klage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs.
5 Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) kann nur innerhalb eines
Monats nach Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster

gestellt und begründet werden.

3
Falls die Fristen zu 1 und 2 durch das Verschulden eines Bevollmächtigten
versäumt werden sollten, so würde dessen Verschulden dem Kläger bzw.
dem Antragsteller zugerechnet werden.

4
Vor dem Oberverwaltungsgericht muss sich jeder Beteiligte, soweit er ei-
nen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer
deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befä-
higung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische
Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch
Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomju-
risten im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beamte oder
Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbe-
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hörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes,
dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen.

Der Beschluss liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten Plans in der
Zeit vom 11.05.2005 bis 24.05.2005 einschließlich wie folgt zu jedermanns
Einsicht aus:

Rathaus der Stadt Rhede,
Rathausplatz 9, 46414 Rhede, 2. Obergeschoss, Raum 324

während der Dienststunden
montags bis freitags von 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr,

montags bis donnerstags von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr,
freitags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr.

Rathaus der Stadt Borken,
Im Piepershagen 17, 46325 Borken, Gebäude C, 3. Obergeschoss,

Raum C 368
während der Dienststunden

montags bis freitags von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr,
montags bis donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr.

Rathaus der Stadt Gescher, Stabsstelle Planung,
Marktplatz 1, 48712 Gescher, 2. Obergeschoss, Räume 208/ 209

während der Dienststunden
montags bis freitags von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr,

montags bis mittwochs von 14:00 Uhr bis 15:30 Uhr,
donnerstags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr.

Der Beschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen Betroffenen und
denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als zugestellt (§
74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG.NRW.). Dies gilt nicht für die Beteiligten, denen
der Planfeststellungsbeschluss mittels Postzustellungsurkunde zugestellt
wurde.

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungsbeschluss
von den Betroffenen und denjenigen, die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bei dem

Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen
Niederlassung Coesfeld, Wahrkamp 30, 48653 Coesfeld

schriftlich angefordert werden.

Düsseldorf, den 17. März 2005
Im Auftrag
Ekhart Maatz


